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Bekanntmachung über die Feststellung des Jahresabschlusses der Touristik-Gesellschaft 
Medebach mbH zum 31. Dezember 2021 

Die Gesellschafterversammlung der Touristik-Gesellschaft Medebach mbH hat am 23.11.2022 den 
Jahresabschluss zum 31.12.2021 und den Lagebericht 2021 festgestellt und dazu wie folgt 
beschlossen: 

Die Gesellschaft nimmt vom Ergebnis zum Jahresabschluss und zum Lagebericht 2021 Kenntnis. 
Sie beschließt, den Jahresabschluss wie folgt festzustellen: 

a) Bilanzsumme:  1.682.232,48 € 
b) Ergebnis der Gewinn- und Verlustrechnung / Jahresgewinn        1.634,56 € 

Die Gesellschafterversammlung beschließt einstimmig, dass das Jahresergebnis in Höhe von 
1.634,56 € 

auf neue Rechnung vorgetragen wird. 

Der Jahresabschluss 2021 und der Lagebericht 2021 liegen in der Zeit vom 02. Januar 2023 bis 
zum 30. März 2023 in den Geschäftsräumen der Touristik-Gesellschaft Medebach mbH, Marktplatz 
1, 59964 Medebach während der Geschäftszeiten zur Einsichtnahme aus. 

"BESTÄTIGUNGSVERMERK DES UNABHÄNGIGEN ABSCHLUSSPRÜFERS 

An die Touristik-Gesellschaft Medebach mbH 

Prüfungsurteile 

Wir haben den Jahresabschluss der Touristik-Gesellschaft Medebach mbH – bestehend aus der 
Bilanz zum 31. Dezember 2021 und der Gewinn- und Verlustrechnung für das Geschäftsjahr vom 
1. Januar 2021 bis zum 31. Dezember 2021 sowie dem Anhang, einschließlich der Darstellung der
Bilanzierungs- und Bewertungsmethoden - geprüft. Darüber hinaus haben wir den Lagebericht der
Touristik-Gesellschaft Medebach mbH für das Geschäftsjahr vom 1. Januar 2021 bis zum 31.
Dezember 2021 geprüft.

Nach unserer Beurteilung aufgrund der bei der Prüfung gewonnenen Erkenntnisse 

· entspricht der beigefügte Jahresabschluss in allen wesentlichen Belangen den deutschen, für
Kapitalgesellschaften geltenden handelsrechtlichen Vorschriften und vermittelt unter
Beachtung der deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung ein den tatsächlichen
Verhältnissen entsprechendes Bild der Vermögens- und Finanzlage der Gesellschaft zum 31.
Dezember 2021 sowie ihrer Ertragslage für das Geschäftsjahr vom 1. Januar 2021 bis zum 31.
Dezember 2021 und

· vermittelt der beigefügte Lagebericht insgesamt ein zutreffendes Bild von der Lage der
Gesellschaft. In allen wesentlichen Belangen steht dieser Lagebericht in Einklang mit dem
Jahresabschluss, entspricht den deutschen gesetzlichen Vorschriften und stellt die Chancen
und Risiken der zukünftigen Entwicklung zutreffend dar.

Gemäß § 322 Abs. 3 Satz 1 HGB erklären wir, dass unsere Prüfung zu keinen Einwendungen 
gegen die Ordnungsmäßigkeit des Jahresabschlusses und des Lageberichts geführt hat. 
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Grundlage für die Prüfungsurteile 

Wir haben unsere Prüfung des Jahresabschlusses und des Lageberichts in Übereinstimmung mit § 
317 HGB unter Beachtung der vom Institut der Wirtschaftsprüfer (IDW) festgestellten deutschen 
Grundsätze ordnungsmäßiger Abschlussprüfung durchgeführt. Unsere Verantwortung nach diesen 
Vorschriften und Grundsätzen ist im Abschnitt „Verantwortung des Abschlussprüfers für die 
Prüfung des Jahresabschlusses und des Lageberichts“ unseres Bestätigungsvermerks 
weitergehend beschrieben. Wir sind von dem Unternehmen unabhängig in Übereinstimmung mit 
den deutschen handelsrechtlichen und berufsrechtlichen Vorschriften und haben unsere sonstigen 
deutschen Berufspflichten in Übereinstimmung mit diesen Anforderungen erfüllt. Wir sind der 
Auffassung, dass die von uns erlangten Prüfungsnachweise ausreichend und geeignet sind, um 
als Grundlage für unsere Prüfungsurteile zum Jahresabschluss und zum Lagebericht zu dienen. 

Verantwortung der gesetzlichen Vertreter für den Jahresabschluss und den Lagebericht 

Die gesetzlichen Vertreter sind verantwortlich für die Aufstellung des Jahresabschlusses, der den 
deutschen, für Kapitalgesellschaften geltenden handelsrechtlichen Vorschriften in allen 
wesentlichen Belangen entspricht, und dafür, dass der Jahresabschluss unter Beachtung der 
deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung ein den tatsächlichen Verhältnissen 
entsprechendes Bild der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage der Gesellschaft vermittelt. Ferner 
sind die gesetzlichen Vertreter verantwortlich für die internen Kontrollen, die sie in 
Übereinstimmung mit den deutschen Grundsätzen ordnungsmäßiger Buchführung als notwendig 
bestimmt haben, um die Aufstellung eines Jahresabschlusses zu ermöglichen, der frei von 
wesentlichen – beabsichtigten oder unbeabsichtigten – falschen Darstellungen ist.  

Bei der Aufstellung des Jahresabschlusses sind die gesetzlichen Vertreter dafür verantwortlich, die 
Fähigkeit der Gesellschaft zur Fortführung der Unternehmenstätigkeit zu beurteilen. Des Weiteren 
haben sie die Verantwortung, Sachverhalte in Zusammenhang mit der Fortführung der 
Unternehmenstätigkeit, sofern einschlägig, anzugeben. Darüber hinaus sind sie dafür 
verantwortlich, auf der Grundlage des Rechnungslegungsgrundsatzes der Fortführung der 
Unternehmenstätigkeit zu bilanzieren, sofern dem nicht tatsächliche oder rechtliche 
Gegebenheiten entgegenstehen.  

Außerdem sind die gesetzlichen Vertreter verantwortlich für die Aufstellung des Lageberichts, der 
insgesamt ein zutreffendes Bild von der Lage der Gesellschaft vermittelt sowie in allen 
wesentlichen Belangen mit dem Jahresabschluss in Einklang steht, den deutschen gesetzlichen 
Vorschriften entspricht und die Chancen und Risiken der zukünftigen Entwicklung zutreffend 
darstellt. Ferner sind die gesetzlichen Vertreter verantwortlich 
für die Vorkehrungen und Maßnahmen (Systeme), die sie als notwendig erachtet haben, um die 
Aufstellung eines Lageberichts in Übereinstimmung mit den anzuwendenden deutschen 
gesetzlichen Vorschriften zu ermöglichen, und um ausreichende geeignete Nachweise für die 
Aussagen im Lagebericht erbringen zu können. 

Verantwortung des Abschlussprüfers für die Prüfung des Jahresabschlusses und des Lageberichts 

Unsere Zielsetzung ist, hinreichende Sicherheit darüber zu erlangen, ob der Jahresabschluss als 
Ganzes frei von wesentlichen – beabsichtigten oder unbeabsichtigten – falschen Darstellungen ist, 
und ob der Lagebericht insgesamt ein zutreffendes Bild von der Lage der Gesellschaft vermittelt 
sowie in allen wesentlichen Belangen mit dem Jahresabschluss sowie mit den bei der Prüfung 
gewonnenen Erkenntnissen in Einklang steht, den deutschen gesetzlichen Vorschriften entspricht 
und die Chancen und Risiken der zukünftigen Entwicklung zutreffend darstellt, sowie einen 
Bestätigungsvermerk zu erteilen, der unsere Prüfungsurteile zum Jahresabschluss und zum 
Lagebericht beinhaltet. 

Hinreichende Sicherheit ist ein hohes Maß an Sicherheit, aber keine Garantie dafür, dass eine in 
Übereinstimmung mit § 317 HGB unter Beachtung der vom Institut der Wirtschaftsprüfer (IDW) 
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festgestellten deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Abschlussprüfung durchgeführte Prüfung 
eine wesentliche falsche Darstellung stets aufdeckt. Falsche Darstellungen können aus Verstößen 
oder Unrichtigkeiten resultieren und werden als wesentlich angesehen, wenn vernünftigerweise 
erwartet werden könnte, dass sie einzeln oder ins gesamt die auf der Grundlage dieses 
Jahresabschlusses und Lageberichts getroffenen wirtschaftlichen Entscheidungen von Adressaten 
beeinflussen. 

Während der Prüfung üben wir pflichtgemäßes Ermessen aus und bewahren eine kritische 
Grundhaltung. Darüber hinaus 

· identifizieren und beurteilen wir die Risiken wesentlicher – beabsichtigter oder unbeabsichtigter
– falscher Darstellungen im Jahresabschluss und im Lagebericht, planen und führen
Prüfungshandlungen als Reaktion auf diese Risiken durch sowie erlangen Prüfungsnachweise,
die ausreichend und geeignet sind, um als Grundlage für unsere Prüfungsurteile zu dienen.
Das Risiko, dass wesentliche falsche Darstellungen nicht aufgedeckt werden, ist bei Verstößen
höher als bei Unrichtigkeiten, da Verstöße betrügerisches Zusammenwirken, Fälschungen,
beabsichtigte Unvollständigkeiten, irreführende Darstellungen bzw. das Außerkraftsetzen
interner Kontrollen beinhalten können.

· gewinnen wir ein Verständnis von dem für die Prüfung des Jahresabschlusses relevanten
internen Kontrollsystem und den für die Prüfung des Lageberichts relevanten Vorkehrungen
und Maßnahmen, um Prüfungshandlungen zu planen, die unter den gegebenen Umständen
angemessen sind, jedoch nicht mit dem Ziel, ein Prüfungsurteil zur Wirksamkeit dieser
Systeme der Gesellschaft abzugeben.

· beurteilen wir die Angemessenheit der von den gesetzlichen Vertretern angewandten
Rechnungslegungsmethoden sowie die Vertretbarkeit der von den gesetzlichen Vertretern
dargestellten geschätzten Werte und damit zusammenhängenden Angaben.

· ziehen wir Schlussfolgerungen über die Angemessenheit des von den gesetzlichen Vertretern
angewandten Rechnungslegungsgrundsatzes der Fortführung der Unternehmenstätigkeit
sowie, auf der Grundlage der erlangten Prüfungsnachweise, ob eine wesentliche Unsicherheit
im Zusammenhang mit Ereignissen oder Gegebenheiten besteht, die bedeutsame Zweifel an
der Fähigkeit der Gesellschaft zur Fortführung der Unternehmenstätigkeit aufwerfen können.
Falls wir zu dem Schluss kommen, dass eine wesentliche Unsicherheit besteht, sind wir
verpflichtet, im Bestätigungsvermerk auf die dazugehörigen Angaben im Jahresabschluss und
im Lagebericht aufmerksam zu machen oder, falls diese Angaben unangemessen sind, unser
jeweiliges Prüfungsurteil zu modifizieren. Wir ziehen unsere Schlussfolgerungen auf der
Grundlage der bis zum Datum unseres Bestätigungsvermerks erlangten Prüfungsnachweise.
Zukünftige Ereignisse oder Gegebenheiten können jedoch dazu führen, dass die Gesellschaft
ihre Unternehmenstätigkeit nicht mehr fortführen kann.

· beurteilen wir die Gesamtdarstellung, den Aufbau und den Inhalt des Jahresabschlusses
einschließlich der Angaben sowie ob der Jahresabschluss die zugrunde liegenden
Geschäftsvorfälle und Ereignisse so darstellt, dass der Jahresabschluss unter Beachtung der
deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung ein den tatsächlichen Verhältnissen
entsprechendes Bild der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage der Gesellschaft vermittelt.

· beurteilen wir den Einklang des Lageberichts mit dem Jahresabschluss, seine
Gesetzesentsprechung und das von ihm vermittelte Bild von der Lage der Gesellschaft.

· führen wir Prüfungshandlungen zu den von den gesetzlichen Vertretern dargestellten
zukunftsorientierten Angaben im Lagebericht durch. Auf Basis ausreichender geeigneter
Prüfungsnachweise vollziehen wir dabei insbesondere die den zukunftsorientierten Angaben
von den gesetzlichen Vertretern zugrunde gelegten bedeutsamen Annahmen nach und
beurteilen die sachgerechte Ableitung der zukunftsorientierten Angaben aus diesen
Annahmen. Ein eigenständiges Prüfungsurteil zu den zukunftsorientierten Angaben sowie zu
den zugrunde liegenden Annahmen geben wir nicht ab. Es besteht ein erhebliches
unvermeidbares Risiko, dass künftige Ereignisse wesentlich von den zukunftsorientierten
Angaben abweichen.
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Wir erörtern mit den für die Überwachung Verantwortlichen unter anderem den geplanten Umfang 
und die Zeitplanung der Prüfung sowie bedeutsame Prüfungsfeststellungen, einschließlich 
etwaiger Mängel im internen Kontrollsystem, die wir während unserer Prüfung feststellen." 
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Abweichungssatzung vom 03.02.2023 

zur Satzung der Hansestadt Medebach über die Erhebung von Erschließungsbeiträgen vom 
09.11.1977 in der zurzeit geltenden Fassung, wegen des Ausbaus des Teilabschnitts der Straße 

„Am Kreuzberg“ in Düdinghausen ausgehend von dem Einmündungsbereich der 
„Oberschledorner Straße“ zwischen den Grundstücken Gemarkung Düdinghausen Flur 8 

Parzellen 67 und 585 in nördlicher Richtung verlaufend bis zum Ausbauende zwischen den 
Grundstücken Gemarkung Düdinghausen Flur 8 Parzellen 331 und 378 

Aufgrund des § 132 des Baugesetzbuches in der Fassung der Bekanntmachung vom 23. September 
2004 (BGBl. I S. 2414), zuletzt geändert durch Artikel 9 des Gesetzes vom 10.09.2021 (BGBl. I S. 4147) 
m. W. v. 15.09.2021, des § 7 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen in der Fassung
der Bekanntmachung vom 14.07.1994 (GV.NRW. S. 666/SGV.NRW.S. 2023) in der zurzeit geltenden
Fassung sowie des § 3 Abs. (2) und des § 9 Abs. 3 der Satzung der Stadt Medebach über die Erhebung
von Erschließungsbeiträgen vom 09.11.1977 in der zurzeit geltenden Fassung, hat der Rat der
Hansestadt Medebach in seiner Sitzung am 02.02.2023 folgende Abweichungssatzung beschlossen:

§ 1

Der Abschnitt der Straße „Am Kreuzberg“ (Gemarkung Düdinghausen Flur 8 Parzelle 64 und Teilfläche 
des Grundstücks Gemarkung Düdinghausen Flur 8 Parzelle 491) ausgehend von dem 
Einmündungsbereich der „Oberschledorner Straße“ zwischen den Grundstücken Gemarkung 
Düdinghausen Flur 8 Parzellen 67 und 585 in nördlicher Richtung verlaufend bis zum Ausbauende 
zwischen den Grundstücken Gemarkung Düdinghausen Flur 8 Parzellen 331 und 378 wird als 
selbstständige Erschließungsanlage beitragsmäßig abgerechnet, der beitragsfähige 
Erschließungsaufwand ermittelt und auf die durch diesen Abschnitt erschlossenen Grundstücke verteilt. 

§ 2

Entgegen den in § 9 Abs. 1 Buchstabe a) und b) der Erschließungsbeitragssatzung aufgezählten 
Herstellungsmerkmalen gilt der in dieser Abweichungssatzung näher beschriebene Abschnitt der 
Straße „Am Kreuzberg“ entsprechend dem von der Stadtvertretung beschlossenen Bauprogramm als 
endgültig hergestellt. Dieses Bauprogramm sieht innerhalb des zur Verfügung stehenden Straßenraums 
eine asphaltierte Fahrbahn mit einer Breite von 3,80 m mit beidseitiger Begrenzung durch einen 
einfachen Kantenstein und einen Betonstein zur Oberflächenentwässerung vor. 

Diese Satzung tritt am Tage nach ihrer Bekanntmachung in Kraft. 

Bekanntmachungsanordnung 

Die vorstehende Änderungssatzung vom 03.02.2023 zur Satzung der Hansestadt Medebach über die 
Erhebung von Erschließungsbeiträgen vom 09.11.1977 wird hiermit öffentlich bekannt gemacht.  

Es wird darauf hingewiesen, dass eine Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften der 
Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) beim Zustandekommen dieser 
Satzung nach Ablauf eines Jahres seit dieser Bekanntmachung nicht mehr geltend gemacht werden 
kann, es sei denn 

a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt,
b) die Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekannt gemacht worden,
c) der Bürgermeister hat den Satzungsbeschluss vorher beanstandet, oder
d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Stadt Medebach vorher gerügt und dabei

die verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den Mangel ergibt.

Medebach, den 03.02.2023 
Der Bürgermeister 
gez. Thomas Grosche 
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Öffentliche Bekanntmachung 
der Stadt Medebach über die Widmung eines Teilabschnittes der Gemeindestraße „Am 

Kreuzberg“ in Düdinghausen nach dem Straßen- und Wegegesetz NRW 

Der Teilabschnitt der Gemeindestraße „Am Kreuzberg“ (Gemarkung Düdinghausen Flur 8 Parzelle 64 
und Teilfläche des Grundstücks Gemarkung Düdinghausen Flur 8 Parzelle 491) ausgehend von der 
Einmündung der „Oberschledorner Straße“ zwischen den Grundstücken Gemarkung Düdinghausen 
Flur 8 Parzellen 67 und 585 in nördlicher Richtung verlaufend und endend zwischen den Grundstücken 
Gemarkung Düdinghausen Flur 8 Parzellen 331 und 378 wird gemäß § 6 in Verbindung mit § 3 Abs. 4 
des Straßen- und Wegegesetzes des Landes Nordrhein-Westfalen (StrWG NRW) in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 23.09.1995 (GV NRW S. 1028 / SGV NRW 91) in der zurzeit geltenden Fassung 
als Gemeindestraße dem öffentlichen Verkehr gewidmet.  

Die Fläche ist im nachfolgenden Kartenausschnitt grau kenntlich gemacht. 

Gem. § 6 StrWG wird die Widmung hiermit öffentlich bekannt gemacht. 

Die Widmung tritt am Tage nach ihrer Bekanntmachung in Kraft. 

Rechtsbehelfsbelehrung: 

Gegen diese Widmungsverfügung kann innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe Klage beim 
Verwaltungsgericht Arnsberg, Jägerstraße 1, 59821 Arnsberg, schriftlich oder zur Niederschrift des 
Urkundsbeamten der Geschäftsstelle erhoben werden. Die Klage muss den Kläger, den Beklagten und 
den Gegenstand des Klagebegehrens bezeichnen. Sie soll einen bestimmten Antrag enthalten. Die zur 
Begründung dienenden Tatsachen und Beweismittel sollen angegeben, die angefochtene Verfügung 
soll in Urschrift oder in Abschrift beigefügt werden.  

Falls die Frist durch das Verschulden eines von Ihnen beauftragten Bevollmächtigten versäumt werden 
sollte, so würde dessen Verschulden Ihnen zugerechnet werden. 

Medebach, den 03.02.2023 

Der Bürgermeister 
gez. Thomas Grosche 
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Verwaltungsgebührensatzung 
der Hansestadt Medebach vom 02. Februar 2023 

Aufgrund des § 7 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 14. Juli 1994 (GV NRW S. 666/SGV NRW 2023), zuletzt geändert durch 
Artikel 1 des Gesetzes vom 13.04.2022 (GV NRW S. 490), der §§ 1, 2, 4 und 5 des 
Kommunalabgabengesetzes für das Land Nordrhein-Westfalen vom 21. Oktober 1969 (GV 
NRW S. 712/ SGV NRW 610), zuletzt geändert durch Gesetz vom 19.12.2019 (GV NRW 
S. 1029), und des § 2 Abs. 3 des Gebührengesetzes für das Land NRW vom 23. August 1999
(GV NRW S. 524), zuletzt geändert durch Artikel 4 des Gesetzes vom 23.06.2021 (GV NRW
S. 762), hat der Rat der Hansestadt Medebach in seiner Sitzung vom 02. Februar 2023
folgende Verwaltungsgebührensatzung beschlossen:

§1
Gebührenpflichtige Leistung 

Für die in der Anlage genannten Leistungen erhebt die Hansestadt Medebach 
Verwaltungsgebühren. Die Erhebung von Gebühren aufgrund anderer Rechtsvorschriften für 
besondere Leistungen, die in dem Gebührentarif nicht aufgeführt sind, bleibt unberührt. 

§2
Höhe der Gebühr 

(1) Die Höhe der Gebühr richtet sich nach der Anlage. Bei mehreren gebührenpflichtigen
Leistungen entstehen Gebühren einzeln nach den jeweiligen Tarifnummern der
Anlage.

(2) Für Leistungen, für welche die Anlage eine Bemessung nach Stundensätzen vorsieht,
sind bei der Festsetzung der Gebühr die Vorbereitungszeit und die wirtschaftliche oder
sonstige Bedeutung der Leistung zu berücksichtigen.

§3
Gebührenfreiheit 

Gebührenfrei sind: 

a) Leistungen, für die nach gesetzlichen Vorschriften sachliche oder persönliche
Gebührenfreiheit besteht,

b) Leistungen im Rahmen der Amtshilfe,

c) Leistungen, die überwiegend im öffentlichen Interesse liegen (Beispiele:
Wirtschaftsförderung, Wissenschaft etc.)
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§4
Auslagenersatz 

Auslagen im Sinne des § 5 Abs. 7 des Kommunalabgabengesetzes des Landes NRW kann 
die Hansestadt Medebach auch dann gesondert in Rechnung stellen, wenn die Leistung selbst 
gebührenfrei ist. 

§5
Billigkeitsmaßnahmen 

Gebühren und Auslagen können auf Antrag ganz oder teilweise erlassen werden, wenn dies 
aus Gründen der Billigkeit, insbesondere zur Vermeidung sozialer Härten, geboten ist. 

Im Übrigen richten sich die Stundung und der Erlass von Verwaltungsgebühren nach den 
Vorschriften des Kommunalabgabengesetzes für das Land NRW vom 21. Oktober 1969. 

§6
Gebührenschuldner 

(1) Gebührenschuldner ist, wer die Leistung selbst oder durch zurechenbares Verhalten
eines Dritten veranlasst hat oder wer durch sie begünstigt wird.

(2) Von mehreren an einer Angelegenheit Beteiligten ist jeder gebührenpflichtig, soweit die
Leistung ihn betrifft.

(3) Mehrere Gebührenpflichtige haften als Gesamtschuldner.

§7
Fälligkeit 

(1) Die Gebühr wird mit der Erbringung der Leistung fällig.

(2) Vor Fälligkeit kann von dem Gebührenschuldner eine Sicherheitsleistung bis zur Höhe
der für die Leistung entstehenden Gebühr verlangt werden.

(3) Der Gebührenschuldner hat Anspruch auf eine Quittung.

§8
Gebühren bei Ablehnung oder Zurücknahme von Anträgen sowie für 

Widerspruchsbescheide 

(1) Wird ein Antrag auf eine gebührenpflichtige Leistung abgelehnt oder vor ihrer
Beendigung zurückgenommen, so wird eine Gebühr gem. § 5 Abs. 2 des
Kommunalabgabengesetzes für das Land NRW vom 21. Oktober 1969 erhoben.

(2) Für Widerspruchsbescheide wird nur dann eine Gebühr erhoben, wenn der
Verwaltungsakt, gegen den Widerspruch erhoben wird, gebührenpflichtig ist und wenn
und soweit der Widerspruch zurückgewiesen wird. Die Höhe der Gebühr richtet sich
nach § 5 Abs. 3 des Kommunalabgabengesetzes für das Land NRW vom 21. Oktober
1969.
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§9
Betreibung 

Die Gebühren können nach § 1 des Verwaltungsvollstreckungsgesetzes des Landes NRW 
vom 19.02.2003 (GV NW. Seite 156, ber. S. 570; 2005 S. 818) im 
Verwaltungszwangsverfahren beigetrieben werden. 

§10
Inkrafttreten 

Diese Satzung tritt zum 01. März 2023 in Kraft; gleichzeitig tritt die geltende 
Verwaltungsgebührensatzung der Stadt Medebach vom 14.11.2013 und der dazugehörige 
Gebührentarif außer Kraft. 

Es wird darauf hingewiesen, dass eine Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften der 
Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) beim Zustandekommen 
dieser Satzung nach Ablauf eines Jahres seit dieser Bekanntmachung nicht mehr geltend 
gemacht werden kann, es sei denn,  

a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes
Anzeigeverfahren wurde nicht durchgeführt

b) diese Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekannt gemacht worden
c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher beanstandet

oder
d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Gemeinde vorher gerügt und

dabei die verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den
Mangel ergibt.

Medebach, 07.02.2023 

Hansestadt Medebach 
Der Bürgermeister 

gez. Thomas Grosche 
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Bekanntmachungsanordnung 

Die vorstehende Verwaltungsgebührensatzung vom 02.02.2023 wird hiermit öffentlich bekannt 
gemacht.  

Gem.  §  7  Abs.  6  der  Gemeindeordnung  für  das  Land  Nordrhein-Westfalen  (GO  NRW) 
wird darauf hingewiesen, dass eine Verletzung von Verfahrens- und  Formvorschriften der 
Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) beim Zustandekommen 
dieser Satzung nach Ablauf eines Jahres seit dieser Bekanntmachung nicht mehr geltend 
gemacht werden kann, es sei denn  

a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes
Anzeigeverfahren wurde nicht durchgeführt,

b) die Satzung, die sonstige ortsrechtliche Bestimmung oder der
Flächennutzungsplan ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekanntgemacht
worden,

c) der Bürgermeister hat den Satzungsbeschluss vorher beanstandet,
oder
d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Stadt Medebach vorher

gerügt und dabei die verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet
worden, die den Mangel ergibt.

Medebach, 07.02.2023 

Hansestadt Medebach 
Der Bürgermeister 

gez. Thomas Grosche 
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zur Verwaltungsgebührensatzung vom 02. Februar 2023

Gegenstand Gebühr in Euro

1. Vervielfältigung und Auszüge

a) Fotokopien und Ausdrucke bis zum Format DIN A4
für die ersten 10 Seiten jeweils 0,50
ab der 11. Seite jeweils 0,40

b) Bei größerem Format als DIN A4 für jede Seite 0,70

c) Farbkopien und -ausdrucke
im Format A4 0,80
im Formt A3 1,00

d) Für individuell zusammengestellte Auszüge aus Schriftstücken
oder Dateien wird eine Gebühr nach dem Zeitaufwand erhoben,
der bei durchschnittlicher Arbeitsleistung zur Herstellung benötigt
wird.
Die Gebühr beträgt für je angefangene 15 Minuten 12,50

e) Abschriften und Auszüge in deutscher Sprache
für jede angefangene Seite 5,00

f)
Für Abdrucke, die auf mechanischem Weg hergestellt werden, 
ausgenommen im Wege der Ablichtung und Durchschriften, die in 
einem Arbeitsgang mit Originalschreiben hergestellt werden,
für jede angefangene Seite 3,00

g) Herstellung von Druckstücken aus Verwaltungsverfahren oder -
vorgängen
DIN A4 0,50
DIN A3 0,80

2. Beglaubigung und Zeugnisse

a) Beglaubigung von Unterschriften oder Handzeichen 2,50

b) Beglaubigung von Abschriften, Auszügen, Ablichtungen,
Zeichnungen, Plänen
je Seite 3,00

Gebührentarif

Die Abrechnung der Kopien für als gemeinnützig anerkannte Medebacher Vereine, die für 
die Vereinszwecke benötigt werden, erfolgt zu den Selbstkosten der Verwaltung.

Tarifnummer
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3.

a) je angefangene halbe Stunde 20,00

4.

25,00

5.
5,00

6.
5,00

7.
a) Einfache Meldebescheinigung 5,00
b) Erweiterte Meldebescheinigung 9,00

8.

16,00

9. 4,00

10.

je angefangene halbe Stunde 20,00

11.

a) Büroarbeiten je angefangene halbe Stunde 20,00

b) Außenarbeiten je angefangene halbe Stunde 20,00

c) Gehilfenstunden zur Vorhaltung und Beförderung von Geräten
je angefangene halbe Stunde 20,00

Feststellung, Besichtigung, Gutachten, Bauleitung, Auszüge, technische 
Arbeiten, und zwar für

Auszug aus dem Kassenkonto für ein Rechnungsjahr

je angefangene halbe Stunde

Feststellungen aus Konten und Akten

je angefangene halbe Stunde

Erteilung von Zweitausfertigungen von Bescheinigungen und Auskünften 
aus Datenbanken etc.

Ersatz für verlorene oder unbrauchbar gewordene Hundesteuermarken

Genehmigung und Überwachung von Arbeiten, die für Rechnungen Dritter 
von Unternehmen an Straßen, Plätzen, Kanälen und sonstigen Anlagen 
ausgeführt werden

Meldebescheinigungen

(bei mehrfachen Beglaubigungen derselben Vorlage ermäßigt sich die 
Gebühr ab der zweiten Beglaubigung um 50%)

Genehmigungen, Erlaubnisse, Bescheide, Ausnahmebewilligungen und 
Bescheinigungen, soweit nicht eine andere Gebühr oder Gebührenfreiheit 
vorgeschrieben ist

Erteilung von Vorrangseinräumungen und Löschungsbewilligungen, 
Freigabeerklärungen und sonstige Erklärungen für das Grundbuch
(z.B. Bescheinigung zum Nichtbestehen/zur Nichtausübung eines 
Vorkaufrechts nach § 28 Abs. 1 S. 3 BauGB)
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12. Plots

a) DIN A2 12,50
b) DIN A1 15,00
c) DIN A0 20,00

13.

a) DIN A4 2,00
b) DIN A3 4,00
c) DIN A2 6,00
d) DIN A1 8,00
e) DIN A0 10,00

14.

16,00

15.

20,00

16.

8,00

17.

25,00
20,00

Bekanntmachungen im Amtsblatt

Veröffentlichungen im Amtsblatt der Hansestadt Medebach durch 
berechtigte Dritte

je angefangene halbe Seite
vorgefertigte Anlagen je angefangene DIN A4-Seite

Für familiengeschichtliche Auskünfte wird die Gebühr nach dem 
Zeitaufwand erhoben

je angefangene halbe Stunde

Anfertigung von Abschriften und Auszügen aus Archivgut, Übertragung in 
moderner Schrift und Übersetzung

je angefangene halbe Stunde

Bereitstellung von Dateien per Email oder Datenträger

je angefangene 10 Minuten

Für farbige Ausdrucke wird jeweils die doppelte Gebühr erhoben.

Kopien mittels Rollenkopierer
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